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06. 02. 73 

Sachgebiet 784 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über Brot 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Europäischen Wir- 
schaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in den Mitgliedstaaten geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften legen die Zusammenset- 
zung und die Herstellungsmerkmale von Brot fest 
und schreiben besondere Regeln für seine Verpak- 
kung und Etikettierung vor. Die fraglichen Vor- 
schriften sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
unterschiedlich. 

Die Unterschiede zwischen den Rechtsvorschrif- 
ten zwingen die Hersteller der Gemeinschaft, ihre 
Produktion nach Maßgabe des Mitgliedstaates, für 
den sie bestimmt ist, zu differenzieren. Sie behin- 
dern deshalb den Handel mit diesem Erzeugnis und 
wirken sich folglich unmittelbar auf die Errichtung 
und das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
aus. 

Brot ist eines der billigsten und in der Ernährung 
der Bevölkrung der Mitgliedstaaten am häufigsten 
verbrauchten Nahrungsmittel. Die besonderen Ge- 
wohnheiten und Bräuche, die seinen Verbrauch und 
seine Herstellung kennzeichnen, sind in den natio- 
nalen Rechtsvorschriften verankert. 

Folglich ist es wichtig, daß die - im übrigen erfor- 
derliche - Angleichung dieser Rechtsvorschriften die 
Aufrechterhaltung der genannten Gewohnheiten 


und Bräuche nicht behindert, gleichzeitig aber zum 
Erlaß von Bestimmungen führt, die durch die auf 
Gemeinschaftsebene erfolgende Festsetzung von 
Regeln über die Zusammensetzung, die Herstellung, 
das Gewicht, die Verpackung und die Etikettierung 
den freien Verkehr mit Brot in der Gemeinschaft 
gewährleisten und festlegen, unter welchen Voraus- 
setzungen besondere Bezeichnungen für bestimmte 
Erzeugnisse verwendet werden müssen oder dür- 
fen; daher ist es notwendig, daß jeder Hersteller 
eines Mitgliedstaates nach eigener Wahl Brot im Ein- 
klang mit den nationalen Regeln oder mit Regeln 
gemeinschaftlichen Ursprungs herstellen kann. 

In einigen Mitgliedstaaten gilt die Verwendung 
geringer Mengen von Fett oder Zucker im Teig zur 
Verbesserung der Brotzubereitung nicht als dazu 
angetan, die Merkmale von Brot zu verändern. Hin- 
gegen ist es nötig, den Verbraucher durch die Eti- 
kettierung von der Beifügung dieser Rohstoffe zu 
unterrichten, wenn diese verwendet werden, um 
dem Brot besondere Eigenschaften zu verleihen. 

Um die Transparenz des Marktes im Interesse des 
Verbrauchers sicherzustellen und um es den Backbe- 
trieben der Gemeinschaft zu ermöglichen, auf der 
Ebene des Gemeinsamen Marktes herzustellen, ist es 
wichtig, die Einheitsgewichte von Brot zu vereinheit- 
lichen; in diesem Zusammenhang empfiehlt es sich, 
die Einheitsgewichte zu berücksichtigen, unter denen 
Brot am häufigsten in der Gemeinschaft verkauft 
wird. 

Unbeschadet des Erlasses von Gemeinschaftsvor- 
schriften ist zu vermeiden, daß einzelstaatliche Be- 
stimmungen, insbesondere die Bestimmungen über 
die Lebensmittelhygiene, über die mit Lebensmitteln 
in Berührung kommenden Stoffe und über die Eti- 
kettierung bis zur Anwendung der genannten Ge- 
meinschaftsvorschriften Hindernisse für den freien 
Verkehr mit Brot schaffen. 
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Die Festlegung der Einzelheiten der Probeentnah- 
me, der Methoden zur Gewichtskontrolle und der 
Analysenmethoden, die für die Kontrolle der Zu- 
sammensetzung und der Herstellungsmerkmale von 
Brot erforderlich sind, sowie etwaige Änderungen 
oder Ergänzungen, die an ihnen auf Grund der Er- 
gebnisse der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung anzubringen sind, bilden technische 
Durchführungsmaßnahmen, deren Erlaß aus Gründen 
der Vereinfachung des Verfahrens der Kommission 
zu übertragen ist. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
die Zuständigkeit für die Durchführung der lebens- 
mittelrechtlichen Vorschriften überträgt, ist ein Ver- 
fahren zur engen Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen 
des Ständigen Lebensmittelausschusses vorzusehen, 
der mit dem Beschluß des Rates Nr. 69/414/EWG 
vom 13. November 1969 eingesetzt worden ist - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie gilt für die in Anhang I Kapi- 
tel I definierten Erzeugnisse, deren Etikettierung 
den Vermerk „EUR" trägt. 

2. Die Verwendung des Vermerks „EUR" in der 
Etikettierung eines Brots oder in der Werbung für 
ein Brot ist untersagt, wenn das betreffende Brot 
nicht den in dieser Richtlinie enthaltenen Vorschrif- 
ten entspricht. 


Artikel 2 

1. Für die Herstellung der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse ist nur die Verwendung ge- 
sunder, einwandfreier und handelsüblicher Rohstof- 
fe zulässig. 

2. Die bei der Herstellung der in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Erzeugnisse verwendeten Mehle 
und anderen Getreidemahlerzeugnisse müssen den 
Merkmalen entsprechen, die in der Verordnung 


(EWG) Nr /72 des Rates über die Herstellung 

und Vermarktung der hauptsächlichen Arten von 
Getreidemalerzeugnissen, die für die menschliche 
Ernährung bestimmt sind, festgelegt sind. 

3. Untersagt ist die Vermarktung der in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Erzeugnisse, bei deren Herstel- 
lung andere als die in Anhang II angegebenen tech- 
nischen Hilfsmittel bzw. letztere in einem anderen 
Verhältnis verwendet worden sind, als in den in 
diesem Anhang je nach Fall für jedes von ihnen 
festgelegten Verwendungsbedingungen angegeben 
ist. 

Die in Anhang II, unter A, Buchstabe f genannten 
Stoffe müssen frei von Mykotoxinen oder anderen 
Toxinen sein. 

4. Die Vermarktung der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, denen andere als die in An- 
hang III genannten Zusatzstoffe beigefügt worden 
sind, sowie die Vermarktung dieser Zusatzstoffe in 
einem anderen als dem in den Verwendungsbedin- 
gungen je nach Fall in diesem Anhang festgelegten 
Verhältnis ist unzulässig. 


Artikel 3 

Vorbehaltlich der Bestimmungen von Anhang IV 
Kapitel I Buchstabe b und vorbehaltlich bestimmter 
Toleranzen nach dem Verfahren von Artikel 12 
können die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeug- 
nisse, hergestellt in Form von Brot mit einem Stück- 
gewicht von über 200 g, nur zum Verkauf angeboten 
werden, wenn sie ein Stückgewicht von 250 g, 400 g, 
500 g, 800 g und 1000 g bzw. über 1000 g liegende 
Vielfache von 250 g besitzen. 


Artikel 4 

1. In allen Fällen, in denen sie vom Herstellungs- 
ort zum Verkaufsort befördert werden, müssen die 
in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse leicht 
identifizierbar sein. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 19. November 1969, S. 9 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1973 - Il4 (IV/ 1 )-680 70-E-Br 6/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2. Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 
dürfen nur verpackt zum Verkauf angeboten wer- 
den: 

a) wenn das Beförderungsmittel, mit dem sie even- 
tuell befördert werden, nicht so beschaffen ist, 
damit sie gegen Verschmutzungen geschützt sind; 

b) wenn sie in Scheiben geschnitten sind; 

c) in allen Fällen, in denen der Verbraucher sich 
selbst am Verkaufsort bedient. 


Artikel 5 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a sind die in Anhang I Kapitel II 
genannten Bezeichnungen den dort definierten Er- 
zeugnissen Vorbehalten und müssen im Handel für 
deren Bezeichnung benutzt werden. 

2. Die in Anhang IV genannten Bezeichnungen und 
ergänzenden Bezeichnungen dürfen im Handel nur 
zur Benennung von Erzeugnissen benutzt werden, 
die den dort festgelegten Begriffen und Merkmalen 
entsprechen. 

3. Bei der Etikettierung oder Verkauf saufmachung 
der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse und 
bei der diese Erzeugnisse betreffenden Werbung jeg- 
licher Art kann auf die in Anhang I Kapitel I Ab- 
satz 2 Buchstaben c und d genannten Stoffe nur un- 
ter den in Anhang IV genannten Bedingungen Bezug 
genommen werden. 


Artikel 6 

1. Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 
dürfen nur dann in den Verkehr gebracht werden, 
wenn die Einzelpackungen, Etiketten, Ringe, Bänder 
oder Tafeln unter den hierfür vorgesehenen Bedin- 
gungen folgende Hinweise in sichtbarer, deutlich 
lesbarer und unverwischbarer Schrift enthalten: 

a) den Vermerk „EUR" mit der Angabe der Art des 
betreffenden Erzeugnisses in Anwendung der Be- 
stimmungen von Anhang I Kapitel IL 

Bei den in Anhang IV Kapitel I Buchstaben a, 
b, c und e genannten Erzeugnissen kann jedoch 
statt der in Anhang I Kapitel II vorgesehenen 
Bezeichnung die je nach Fall für diese Erzeugnis- 
se vorbehaltene Bezeichnung verwendet werden. 

b) Bei Erzeugnissen, bei deren Herstellung in An- 
hang I Kapitel I Absatz 2 Buchstabe a genannte 
Rohstoffe im Verhältnis von 1,5 Gewichtshun- 
dertteilen - bezogen auf die Trockensubstanz - 
oder darüber und/oder in Anhang I Kapitel I 
Absatz 2 Buchstabe b genannten Rohstoffe im 
Verhältnis von 1,5 Gewichtshundertteilen - be- 


zogen auf die Trockensubstanz - oder darüber 
verwendet worden sind: je nach Fall die Angabe 
„mit Zusatz von Fett und/oder Zucker". 

Bei den in Anhang IV Kapitel 1 Buchstaben a und 
b und Kapitel II Buchstaben a, b, c, f und g ge- 
nannten Erzeugnissen wird die Erwähnung des 
Fetts jedoch nicht verlangt. 

c) Bei Erzeugnissen, die in Form von Brot mit einem 
Stückgewicht von über 200 g angeboten werden, 
vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 3: 
Angabe des Gewichts. 

d) Bei Erzeugnissen, bei deren Herstellung Sor- 
boy]e-Palmitat oder einer der in Anhang III un- 
ter den Nummern E 200 bis E 203 genannten 
Stoffe verwendet worden ist oder die einen der 
unter den Nummern E 280 bis E 282 genannten 
Stoffe enthalten: die Angabe „mit Konservie- 
rungsstoff". 

Bei Erzeugnissen, die in Anhang I Kapitel II 
Buchstaben b, c, d und e aufgeführt sind, wird 
diese Angabe jedoch nicht verlangt, soweit es sich 
um die in Anhang III unter den Nummern E 280 
bis E 282 genannten Stoffe handelt. 

e) Die Angabe des Namens oder der Firma und der 
Anschrift oder des Firmensitzes des Herstellers 
oder Verteilers oder eines Verkäufers, wobei 
die angegebene Person in der Gemeinschaft an- 
sässig sein muß. 

Bei den in der Gemeinschaft hergestellten und 
unter Artikel 1 y\bsatz 1 fallenden Erzeugnissen 
müssen jedoch die Angaben über den Hersteller 
in einem den zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, in dem die Herstellung erfolgt, angege- 
benen Code enthalten sein, sofern nur der Ver- 
teiler und/oder nur der Verkäufer nicht ver- 
schlüsselt in der Etikettierung angeführt sind. 

f) Bei aus dritten Ländern eingeführten Waren: 
Angabe des Herkunftslandes. 

2. Werden die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse im Einzelhandel verpackt angeboten, so 
müssen die in Absatz 1 Buchstaben a bis d vorgese- 
henen Angaben auf einer deutlich sichtbaren Seite 
der Verpackung erscheinen. Die Angaben gemäß 
Absatz 1 Buchstaben a und b müssen in einer ein- 
heitlichen Größe von mindestens 4 mm gemacht wer- 
den. 

3. Werden die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse im Einzelhandel unverpackt angeboten, so 
müssen die in Absatz 1 Buchstaben a bis d genann- 
ten Angaben entweder auf einem die Erzeugnisse 
umschließenden Ring oder Band oder auf Tafeln ge- 
macht werden, die an gut sichtbaren Stellen in un- 
mittelbarer Nähe der betreffenden Erzeugnisse an- 
gebracht sind. 
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A r L i k e J 7 

Vorbehaltlich der Anwendung der in dieser Richt- 
linie vorgesehenen gemeinsamen Vorschriften 
schließen die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht 
aus, daß in jedem Mitgliedstaat besondere Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften über die Zusammen- 
setzung oder die Handelsaufmachung bzw. beson- 
dere, den redlichen und ständigen Handelsbräuchen 
entsprechende Bestimmungen bestehen bleiben, de- 
ren Beachtung bei einigen der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse zur Verwendung einer ihnen 
vorbehaltenen Sonderbezeichnung berechtigen. 


Artikel 8 

Den Bestimmungen dieser Richtlinie steht nicht ent- 
gegen, daß in den Mitgliedstaaten die in den von 
ihnen abgeschlossenen internationalen Abkommen 
enthaltenen Bestimmungen über den Schutz der Her- 
kunftsangaben, der Ursprungsbezeichnungen und an- 
derer geographischer Bezeichnungen angewandt 
werden. 


Artikel 9 

Bei der Etikettierung, bei der Ausstellung der in 
Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse zum Ver- 
kauf und bei der Werbung in jeglicher Form ist die 
Verwendung von Phantasiebezeichnungen, Waren- 
zeichen, Abbildungen oder sonstigen bildlichen oder 
nicht bildlichen Zeichen, die Eigenschaften Vortäu- 
schen sollen, welche die betreffenden Erzeugnisse 
nicht besitzen, und so den Verbraucher irreführen 
können, unzulässig. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Vermarktung der 
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aus Gründen 
ihrer Zusammensetzung, Herstellungsmerkmale, 
Verpackung und Etikettierung v/eder verbieten 
noch erschweren, wenn die Erzeugnisse den in die- 
ser Richtlinie und ihren Anhängen vorgesehenen 
Bestimmungen entsprechen. 

2. In Abweichung von Absatz 1 können die Mit- 
gliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet die Vermark- 
tung der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnis- 
se verbieten, wenn deren Einzelverpackung, Eti- 
ketten, Ringe, Bänder oder Tafeln folgende An- 
gaben nicht in ihrer Landessprache enthalten: 

a) die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, b und d 
vorgesehenen Hinweise; 

b) das Wort „Brot", wenn eine der in Anhang IV 
Kapitel I Buchstaben a oder b aufgeführten vor- 
behaltenen Bezeichnungen nach Maßgabe des 
Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 2 
verwendet wird. 


Artikel 11 

Nach dem Verfahren von Artikel 12 werden die 
Modalitäten der Probeentnahme und der Gewichts- 
kontrolle sowie die für die Überwachung der Zu- 
sammensetzung und der Herstellungsmerkmale der 
unter diese Richtlinie fallenden Erzeugnisse erfor- 
derlichen Analysemethoden festgesetzt. 


Artikel 12 

1. Bei einer Bezugnahme auf das in diesem Artikel 
festgelegten Verfahren wird der Ständige Lebens- 
mittelausschuß, im folgenden „der Ausschuß" ge- 
nannt, von seinem Vorsitzenden aus eigener Initia- 
tive oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
Staates einberufen. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf in- 
nerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende je 
nach Dringlichkeit der betreffenden Frage festset- 
zen kann. Beschlüsse kommen mit einer Mehrheit 
von 41 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt 
an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission erläßt die vorgeschlagenen 

Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme 
des Ausschusses übereinstimmen. 

b) Entsprechen die vorgeschlagenen Maßnahmen 
nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder 
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbrei- 
tet die Kommission dem Rat unverzüglich 
einen Vorschlag für die zu treffenden Maß- 
nahmen. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehr- 
heit. 

c) Hat der Rat innerhalb von drei Monaten 
nach Vorlage dieses Vorschlages keine Be- 
schlüsse gefaßt, so erläßt die Kommission die 
vorgeschlagenen Maßnahmen. 


Artikel 13 

1. Diese Richtlinie gilt nicht für Erzeugnisse, die 
für die Ausfuhr in Drittländer bestimmt sind, so- 
weit die Etikettierung dieser Erzeugnisse nicht den 
Vermerk „EUR" trägt. 

2. Diese Richtlinie läßt die einzelstaatlichen Be- 
stimmungen unberührt, die bis zur Inkraftsetzung 
der einschlägigen Gemeinschaftsbestimmungen auf 
diätetische Lebensmittel anwendbar sind. 
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Artikel 14 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, damit ihre gemäß den vorstehenden Be- 
stimmungen ergänzten Rechtsvorschriften binnen 
einem Jahr nach Zustellung dieser Richtlinie An- 
wendung finden. Sie setzen die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis. 

2. Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie auf 
dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu er- 
lassen beabsichtigen, so zeitig unterrichtet wird, 
daß sie sich dazu äußern kann. 


Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Definition, Einteilung und Art der in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse 


Kapitel I - Definition 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen von Anhang IV 
Kapitel I Buchstaben b und e gilt im Sinne dieser 
Richtlinie als „EUR''-Brot das Erzeugnis, das durch 
Kneten, Lockern mittels natürlicher lebender Brot- 
hefe oder Sauerteig und Backen einer Mischung aus 
einem oder mehreren Weizen- oder Roggenmehlen 
bzw. Mengkorn und Trinkwasser hergestellt wird 
und Natriumchlorid enthalten kann. 

2. Den in Absatz 1 genannten Rohstoffen können 
hinzugefügt werden: 

a) Speiseöle und -fette, einschließlich Milchfette; 

b) Saccharose oder Fruktose, auch in Lösungen; 

c) Nährzucker, außer den unter b) genannten, auch 
in Lösungen; 

d) Milcherzeugnisse, ausgenommen unter a) fallende 
Erzeugnisse und Käse; 

e) Gewürze, Weizenkeime, Rosinen, zur mensch- 
lichen Nahrung bestimmte Ölsaaten, Kleber, 

3. Nicht als „EUR"-Brot im Sinne von Absatz 1 
gelten: 

a) Erzeugnisse, deren Gesamtfettgehalt - bezogen 
auf die Trockensubstanz - mehr als zehn Ge- 
wichtshundertteile beträgt; 

b) andere als die in Anhang IV Kapitel I Buchstabe 
a und Kapitel II Buchstabe h genannten Erzeug- 
nisse, soweit der Gesamtgehalt an Saccharose 
und/oder Fruktose - ausgedrückt als Saccharo- 
se - zehn Gewichtshundertteile (bezogen auf die 
Trockensubstanz) übersteigt; 

c) Brezeln, „Croissants" und ähnliche Erzeugnisse, 
die vor dem Backen einer Oberflächenbehand- 
lung unterworfen worden sind, deren Verwen- 
dung auf Grund dieser Richtlinie nicht erlaubt 
ist; 


d) Röstbrot (pains grilles), Zwieback und ähnliche 
Erzeugnisse, die nach dem Backen und der Küh- 
lung einer neuen, anderen Wärmebehandlung 
als dem Warmauftauen und -sterilisieren unter- 
zogen worden sind; 

e) Brotbrösel und Paniermehl, 


Kapitel II - Einteilung 

Man unterscheidet fünf Kategorien von „EUR"- 
Brot, die wie folgt benannt und definiert sind: 

a) „Weizenbrot" aus Weizenmahlerzeugnissen, de- 
nen Roggenmalerzeugnisse in einer solchen Men- 
ge beigefügt werden können, daß ihr Gehalt an 
den letztgenannten Erzeugnissen zehn Gewichts- 
hundertteile nicht übersteigt; 

b) „Roggenbrot" aus Roggenmahlerzeugnissen, de- 
nen Weizenmahlerzeugnisse in einer solchen 
Menge beigefügt werden können, daß ihr Ge- 
halt an den letztgenannten Erzeugnissen zehn 
Gewichtshundertteile nicht übersteigt; 

c) „Weizenmischbrot", bei dessen Herstellung mehr 
als 50 Gewichtshundertteile der verwendeten Ge- 
treidemahlerzeugnisse aus Weizen bestehen; 

d) „Roggenmischbrot", bei dessen Herstellung mehr 
als 50 Gewichtshundertteile der verwendeten 
Getreidemahlerzeugnisse aus Roggen bestehen; 

e) „Mengkornbrot" aus Getreidemahlerzeugnissen 
des Mengkorns. 

„EUR"-Brot wird als „Vollkornbrot" bezeichnet, 
wenn es aus sämtlichen Getreidemahlerzeugnissen 
des Weizens, des Roggens oder des Mengkorns her- 
gestellt ist, gleichgültig, welcher Kategorie es an- 
gehört; besondere Getreidemahlerzeugnisse, ausge- 
nommen Kleie, dürfen bis zu zehn Gewichtshundert- 
teilen zugesetzt werden. 
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Anhang II 


A. Technische Hilfsmittel^ die in den in Artikel 1 
genannten Erzeugnissen zulässig sind 


Technische Hilfsmittel 

a) Malzmehl aus Weizen, Gerste oder Rog- 
gen; 

b) Extrakt von Weizenmalz, von Gerste oder 
von Roggen; 

c) Quellmehl, Stärke oder Stärkemehl; 

d) Mehl von Puff-, Acker- oder Sojabohnen; 

e) Kleber; 

f) Amylase, Protease, Glukose-Oxydase und 
Pentosanase; 


Höchstgehalt 
(g/kg Mehl) 


30 

getrennt oder zusammen 
20 

unbegrenzt 

in ausreichender Menge, um die gewünschte 
Wirkung zu erzielen 


B. Erzeugnisse zum Herausnehmen aus den 
Backformen 

(für Backformen, Backbleche und Backmaschinen) 

a) — Speiseöle und -fette; 

b) — Bienenwachs; 

c) — Walratwachs; 

d) — Walratöl; 

e) — Polyglycerolester von durch Erhitzen dime- 

risierten Soja-Fettsäuren ^) ; 

f) — Thermo-oxydiertes Sojaöl ^). 

C. Trennmittel 

a) — Reis-, Mais- und Maniokmehl; 

b) — Kleie und Mittelmehl; 

c) — nicht behandeltes Sägemehl ohne Fettbestand- 

teile, die vom Sägen herrühren, von anderen 
als harzhaltigen Arten (bis zu 1,5 g je kg 
Teig). 

0 Es ist untersagt, die betreffenden, in Anhang III nicht 
aufgeführten Stoffe dem Teig beizufügen. 
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Anhang 111 


Auf Grund von Artikel 2 Absatz 3 
zulässige Zusatzstoffe 


Nr. 

E 

200 bis 203 

280 bis 282 


260 bis 262 

270 und 327 

330 und 337 

334 

341 

300 

322 

471 

472 


150 


! 


Zusatzstoffe 


Sorbinsäure und ihre Natrium-, Kalzium- und 
Kalziumsalze, ausgedrückt als Sorbinsäure 

Propionsäure und Natrium- und Kalziumpro- 
pionat, ausgedrückt als Propionsäure 

Sorboyle-Palmitat, ausgedrückt als Sorbinsäu- 
re 


Höchstmenge g/kg 
Trockensubstanz 


2 ] 


5 f ') 
2 


Essigsäure, Kaliumazetat, Kalziumdiazetat, 
Natriumazetat 

Milchsäure und Kalziumlactat, ausgedrückt als 
Milchsäure 

Zitronensäure und Kalziumzitrat, ausgedrückt 
als Zitronensäure 

Weinsäure 

Kalziumsalze der Ortho- und Pyrophosphor- 
säuren 

1 -Ascorbinsäure 
Lezithin 


5 

5^) ' 

5 ^) 

5 ^) 

3, ausgedrückt 
als P 2 O 5 

0,154) 

4 4 ) 


Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 


54 ) 5) 


Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren, 
die mit Essigsäure, Milchsäure, Zitronensäure, 
Weinsäure oder Diazetyl-Weinsäure verestert 
sind 

Caramel 


54) «) 


in ausreichender Menge, 
um die gewünschte Wir- 
kung zu erzielen 


1) Die gleichzeitige Verwendung dieser Zusatzstoffe darf 
nur in solchen Mengen erfolgen, daß die Summe der 
diesen Mengen entsprechenden Prozentsätze - bezogen 
auf die zulässige Höchstmenge für jedes dieser Kon- 
servierungsmittel - die Zahl 100 nicht übersteigt. 

2) Bei dem in Anhang I Kapitel II Buchstaben b, c, d und 
e genannten Brot aus Roggen beträgt diese Höchst- 
grenze 10 g/kg. 

S) Diese Höchstgrenze versteht sich bei den fraglichen 
Zusatzstoffen getrennt oder zusammen. 

*) Diese Höchstgrenze versteht sich unter Berücksichti- 
gung der Menge des fraglichen Zusatzstoffs, der ge- 
gebenenfalls dem Mehl oder den übrigen verv/ende- 
ten Getreidemahlerzeugnissen beigefügt worden ist. 


Diese Höchstgrenze beträgt lOg/kg, wenn die fragli- 
chen Zusatzstoffe bei der Herstellung von Brot ver- 
wendet werden, auf das Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe 
b anwendbar ist. 

6) Diese Höchstgrenze beträgt 10 g/kg, wenn die fragli- 
chen Zusatzstoffe (ausgenommen Zusatzstoffe, die mit 
Diazetyl-Weinsäure verestert sind) bei der Herstel- 
lung von Brot verwendet werden, auf die Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b anwendbar ist. 

7) Dieser Farbstoff darf nur bei der Herstellung von 
Brot verwendet werden, das unter Anhang IV Kapi- 
tel I Buchstabe c fällt. 
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Anhang IV 


Auf Grund von Artikel 5 Absatz 2 bestimmten 
„EUR" -Brotsorten vorbehaltene Bezeichnungen 
und ergänzenden Bezeichnungen 


Kapitel I - Vorbehaltene Bezeichnungen 

Jm Sinne dieser Richtlinie gilt als: 

a) Pumpernickel 

das Erzeugnis aus dem Teig von zerstoßenem Rog- 
gen, der mindestens 16 Stunden lang gebacken wor- 
den ist. Es kann bis zu 10 v. H. andere Roggen- oder 
Weizenmahlerzeugnisse enthalten. 

b) Knäckebrot 

knuspriges Brot, das unter Verwendung anderer 
Triebmittel oder -verfahren als Hefe und/oder Sauer- 
teig aus Roggen- und/oder Weizenmahlerzeugnis- 
sen hergestellt wird, 

ln Abweichung von Artikel 3 kann Knäckebrot in 
Packungen mit einem Einheitsgewicht von 240 g zum 
Verkauf angeboten werden. 

c) „Pain brun de lromenV‘ (Weizengraubrot) 

Weizenbrot mit einem Zellulosegehait von minde- 
stens 0,6 Gewichtshundertteilen (bezogen auf die 
Trockensubstanz), das Sojamehl enthält und mit Ca- 
ramel gefärbt worden ist (E 150). 

In Abweichung von Anhang II Punkt A darf der 
Sojamehlgehalt des fraglichen Brots je kg Weizen- 
mehl und Caramel 50 g nicht übersteigen. 

d) Holzofenbrot 

Brot, das in aus Stein gemauerten Öfen ausschließ- 
lich mit fallender Hitze durch die in den Innenwän- 
den des Ofens gespeicherte Wärme gebacken wird, 
die zu diesem Zweck vorher in unmittelbaren und 
ausreichend langen Kontakt mit einem Feuer ge- 
bracht wurden, das mit nicht behandeltem Holz, un- 
ter Ausschluß jeglichen anderen Heizmaterials, un- 
terhalten wird. 

Hierzu zählt auch Brot, das in einer Backkammer ge- 
backen wird, die durch das Durchströmen des gesam- 
ten Heizgases durch einen mit nicht behandeltem 
Holz (unter Ausschluß jeglichen anderen Heizmate- 
rials) beheizten, getrennten Ofen erhitzt wird. 

e) „Soda-Brot" 

Brot aus Mehl, Natriumbikarbonat und Trinkwasser 
zusammen mit eventuell im Weizenbrot zugelasse- 
nen Bestandteilen, einschließlich Hefe. 


Kapitel II - Ergänzende vorbehaltene Bezeichnungen 

Im Sinne dieser Richtlinie versteht man unter 
„EUR"-Brot: 

a) „Milchbrot" : Brot, das - bezogen auf die Trocken- 
substanz - mindestens 1,9 Gewichtshundertteile Lak- 
tose, 1,4 Gewichtshundertteile Milchfett und 3,4 Ge- 
wichtshundertteile entfetteten Trockenextrakt der 
Milch enthält. 

b) „Magermilchbrot" : Brot, das - bezogen auf die 
Trockensubstanz - mindestens 1,9 Gewichtshundert- 
teile Laktose, 3,4 Gewichtshundertteile entfetteten 
Trockenextrakt der Milch und weniger als 0,6 Ge- 
wichtshundertteile Milchfette enthält. 

c) „Butterbrot": Brot, bei dessen Herstellung als 
Fettstoff ausschließlich Butter verwendet wird und 
das - bezogen auf die Trockensubstanz - mindestens 
4 Gewichtshundertteile Milchfette enthält. 

d) „Brot mit . . . Brot, dessen organoleptische 
Eigenschaften eindeutig von den entsprechenden Ge- 
schmacksstoffen beeinflußt sind. 

e) „Glutenbrot" : Brot, bei dessen Herstellung Kle- 
ber in dem Maße verwendet wird, daß der Protein- 
gehalt (N X 6,25) “ bezogen auf die Trockensub- 
stanz des betreffenden Brots - 22 Gewichtshundert- 
teile oder mehr ausmacht. 

f) „Weizenkeimbrot" : Brot, das mindestens 10 Ge- 
wichtshundertteile Weizenkeimlinge enthält. 

g) „Samenkornbrot" (Olsaaten); Brot aus Weizen- 
und/oder Roggenmahlerzeugnissen, wobei die An- 
teile an den betreffenden Samen mindestens 8 Ge- 
wichtshundertteile betragen. 

h) „Rosinenbrot/ Korinthenbrot" : Brot, das minde- 
stens 30 Gewichtshundertteile Rosinen enthält. 

i) „Malzbrot" : Weizenbrot, bei dessen Herstellung 
Malzmehl aus Weizen, Gerste oder Roggen und/ 
oder Weizen-, Gersten- oder Roggenmalzextrakt in 
ausreichender Menge verwendet worden sind, um 
die organoleptischen Eigenschaften des betreffen- 
den Erzeugnisses eindeutig zu beeinflussen. 
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Begründung 


1. Brot stellt eines der am häufigsten konsumierten 
Lebensmittel dar, daher wurde die Herstellung und 
Vermarktung seit der Antike geregelt, ln allen Mit- 
gliedstaaten wurden zahlreiche Gesetze auf sehr 
verschiedenen Gebieten erlassen, wie in steuerrecht- 
licher Hinsicht, Aufstellung eines Lebenshaltungs- 
index oder der Arbeitsbedingungen. Diese Gesetz- 
gebungen weisen gewiß manchmal wesentliche Un- 
terschiede auf; so begünstigt beispielsweise das 
Nachtarbeitsverbot in Backbetrieben in Deutschland, 
während dies in anderen Ländern erlaubt oder ge- 
duldet ist, letztere Länder in wettbewerbsrechtlicher 
Hinsicht. Der Anwendungsbereich dieses Vorschla- 
ges beschränkt sich jedoch nach dem Beispiel der an- 
deren gemeinschaftlichen Regelungen im Rahmen der 
Lebensmittelrechtsangleichung auf die Zusammen- 
setzung, Herstellung und Vermarktung des Brotes. 

2. Der Begriff „Brot" ist diesbezüglich sehr unter- 
schiedlich von einem zum anderen Mitgliedstaat, so- 
wie in den Beitrittsstaaten. Dies beruht auf dem gro- 
ßen Unterschied des Geschmacks und der Tradition 
beim Verbrauch und bei der Herstellung, die natür- 
licherweise in den nationalen Gesetzgebungen ihren 
Niederschlag fanden. 


Auf Grund dieser Unterschiede hat sich die Frage 
gestellt, wie man die Notwendigkeit der Aufrechter- 
haltung der traditionellen Herstellung, die dem Ge- 
schmack der Verbraucher entspricht, mit dem bislang 
aufgestellten Grundsatz einer vollständigen Rcchts- 
angleichung verbinden kann, um im Rahmen des 
Artikels 100 des Vertrages den freien Warenverkehr 
zu gewährleisten. Auf dem in Betracht gezogenen 
Gebiet, wo ^ich die Gewohnheiten nur verhältnis- 
mäßig langsam ändern, darf die Rechtsangleichung 
natürlich nicht eine Standardisierung der Herstellung 
bewirken, die die Besonderheiten in einem Mit- 
gliedstaat oder einem Gebiet beseitigt, die dieser 
Herstellung ihre Originalität verleihen. Deshalb 
scheint die einfache Ersetzung jeder der nationalen 
Gesetzgebungen durch gemeinschaftliche Bestim- 
mungen im vorliegenden Falle nicht geeignet zu 
sein, dieses Problem für den Verbraucher und den 
Hersteller zufriedenstellend zu lösen, es sei denn, 
man würde eine sehr weitgehende gemeinschaftliche 
Regelung vorsehen, wobei jedes einzelne Element 
die weitgehendsten nationalen Vorschriften über- 
nehmen würde; dies wäre jedoch für diejenigen Staa- 
ten unannehmbar, die die strengsten Vorschriften 
anwenden. 


So bevorzugt beispielsweise der Verbraucher in den 
Niederlanden, im Vereinigten Königreich und in Ir- 
land ein Brot mit einem sehr weißen, umfangreichen 
Brotinneren mit vielen kleinen und gleichmäßig ver- 
teilten Hohlräumen, das sehr elastisch ist. Bei der 
Herstellung eines derartigen Brotes werden vor 
allem Bleichmittel und Kaliumbromat verwendet; 
diese Stoffe sind in Belgien, Deutschland, Frankreich 
und Italien verboten. Das Verbot dieser Stoffe in 
der ganzen Gemeinschaft würde zu einer völligen 
Änderung der Brotart für nahezu 30 v. H. der Ge- 
meinschaftsbevölkerung führen. Diese Folge ist für 
die Niederlande, das Vereinigte Königreich und Ir- 
land unannehmbar. 

Ein anderes Beispiel ist, daß das in Frankreich und 
Italien im allgemeinen konsumierte Brot ein Erzeug- 
nis mit einem erheblichen Krustenanteil ist, das ein 
sehr lockeres Brotinnere mit großen und unregel- 
mäßigen Hohlräumen besitzt. Es ist knusprig und 
schmackhaft und bleibt nur sehr kurze Zeit frisch. 
Die Zusetzung von Fettstoffen ist bei der Herstel- 
lung dieses Brotes nicht zulässig, wobei die einzi- 
gen verwendeten Rohstoffe Mehl, Hefe oder Sauer- 
teig, Wasser und Salz sind, und Zusatzstoffe prak- 
tisch nicht zugelassen sind. Im Gegensatz hierzu ist 
in Deutschland, Belgien, den Niederlanden, im Ver- 
einigten Königreich und in Irland die Zusetzung von 
Fettstoffen im Brot ganz allgemein üblich und wird 
nicht als Änderung der Brotart angesehen, wobei 
diese Rohstoffe als normaler Bestandteil angesehen 
werden und deshalb nicht dem Verbraucher ange- 
zeigt werden müssen. 


Darüber hinaus scheitert die vollständige Rechtsan- 
gleichung an dem grundsätzlichen Widerspruch der 
meisten Mitgliedstaaten, der auf der Befürchtung 
beruht, daß die Anwendung dieser Lösung zu einer 
schnellen Standardisierung führen würde, die vor- 
teilhaft für die Industrie und nachteilig für das Hand- 
werk sei und somit Schwierigkeiten in sozialer Hin- 
sicht schaffen könnte. Mit Ausnahme des Vereinig- 
ten Königreichs erfolgt die Brotherstellung in der 
Gemeinschaft tatsächlich in weitem Umfang in hand- 
werklichen Betrieben, wie die Anteile zeigen, welche 
diese bei der Herstellung (1970) haben: 


Belgien 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Dänemark 


80 bis 85 V. FL 
75 bis 80 v.H. 

95 V. H. 
85 bis 90 V. H. 
100 v.H. 
55 V. H. 
65 bis 70 v.H. 


Die Lage im Vereinigten Königreich ist umgekehrt, 
wo die Industrie 75 bis 80 v. H. der Bedürfnisse des 
nationalen Marktes deckt. 


3. Unter diesen Umständen hielt die Kommission 
die wahlweise Rechtsangleichung für geeignet, so- 
wohl die Aufrechterhaltung der traditionellen Mas- 
senherstellung zu gewährleisten, als auch die Märk- 
te einer den gemeinschaftlichen Vorschriften ent- 
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sprechenden Herstellung zu erschließen. Diese Lö- 
sung wurde wie folgt von der Kommission im allge- 
meinen Programm definiert, das sie dem Rat am 
7. März 1969 zur Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse auf Grund der unterschiedlichen na- 
tionalen Gesetzgebungen übermittelt hat: 

„Diese Lösung sieht für die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit vor, die nationalen Gesetzgebungen neben 
den im Wege der Richtlinie getroffenen gemein- 
schaftlichen Vorschriften aufrechtzuerhalten. Die Er- 
zeugnisse aus den Mitgliedstaaten müssen deshalb 
den Bestimmungen des Einfuhr-Mitgliedstaates oder 
den gemeinschaftlichen Bestimmungen entsprechen, 
damit sie eingeführt werden dürfen." 

Bei dieser Gelegenheit hat die Kommission darauf 
hingewiesen, daß diese Lösung auf Gebieten ange- 
bracht ist, auf denen gewisse, insbesondere regionale 
Gründe, die systematische Anwendung der vollstän- 
digen Rechtsangleichung schwierig macht. Im vor- 
liegenden Fall handelt es sich um eine derartige Si- 
tuation, wo letztere Lösung nicht vorgesehen werden 
kann, ohne Ubergangsmaßnahmen vorzusehen, um 
die notwendigen Anpassungen zu ermöglichen, bei 
denen es schwierig ist, die Frist festzulegen, die 
dafür erforderlich ist. 


4. Die vorliegenden Bestimmungen wurden wäh- 
rend eines Zeitraumes von nahezu zwei Jahren 
erstellt durch Konsultierung der Sachverständigen 
der Mitgliedstaaten und der Berufsverbände des 
Handwerks und der Industrie, sowie mit den Ver- 
braucher- und Gewerbeverbänden und den Arbeit- 
nehmergewerkschaften. Die Behörden und der Pri- 
vatsektor der Beitrittstaaten wurden ebenfalls um 
ihre Stellungnahme gebeten. Dieser wurde weitge- 
hend Rechnung getragen. Dieser Vorschlag, deren 
verschiedene Bestimmungen verhältnismäßig an- 
spruchsvoll sind, ist so erstellt, um den Backbetrie- 
ben, handwerklicher wie industrieller Art, die Her- 
stellung eines natürlichen und gesunden Erzeugnis- 
ses unter dem Zeichen „EUR" zu ermöglichen, das 
für die Vermarktung auf einem Markt mit dem Um- 
fang der Gemeinschaft geeignet ist. Er enthält in der 
Tat verhältnismäßig strenge Vorschriften bezüglich 
der Zusatzstoffe und sieht für die Gewichte und 
Etikettierung Bestimmungen vor, die die Transpa- 
renz des Marktes und eine loyale, genaue und voll- 
ständige Unterrichtung des Verbrauchers gewähr- 
leisten. Der Vorschlag ermöglicht außerdem durch 
eine Regelung der Benutzung der vorbehaltenen Be- 
zeichnungen, die mit besonderen Definitionen ver- 
sehen sind, den freien Verkehr einer gewissen An- 
zahl der bekanntesten besonderen Erzeugnisse. 
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